Beschluss der GEW Hessen fiir eine ,demokratisch verfasste Schule’.*

Die GEW-Hessen setzt sich seit Jahren mit den vielféltigen Bestrebungen ausei-
nander, die staatlich verantwortete Bildung in eine Ware und den in Deutschland
Uberwiegend staatlich organisierten und regulierten Bildungssektor in einen de-
regulierten Bildungsmarkt zu verwandeln.

Die GEW beurteilt die Auseinandersetzungen um die ,selbstandige Schule* und
die zunehmende Verbetriebswirtschaftlichung von Bildungseinrichtungen samt
den dazu gehdrenden Neuen Steuerungsinstrumenten auf diesem Hintergrund
und leitet daraus entsprechende Handlungsmaximen ab.

Fur eine demokratisch verfasste Schule

Staatlicher Bildungsauftrag anstatt Kundenorientierung

Schule ist kein Betrieb und Schuler sind keine Kunden. Schulen als staatliche Bildungs-
anstalten erflillen einen staatlichen Bildungsauftrag und orientieren sich somit an den
gesellschaftlichen Vorgaben und Werten, die in Grundgesetz und Verfassung des Lan-
des festgelegt sind.

Organisierte Kooperation anstatt deregulierter Marktkonkurrenz

Schule hat die Aufgabe maoglichst alle jungen Menschen zu einem méglichst hohen Bil-
dungsniveau zu verhelfen. Im Gegensatz dazu ist der Markt immer auch mit Konkurrenz
verbunden, die Gewinner und Verlierer erzeugt. Wahrend durch Kooperation zwischen
Schulen Synergieeffekte durch gegenseitiges Lernen und Abbau von Doppelungen zu
erwarten sind, geht bei Konkurrenz auf dem Markt viel Energie in Marketing verloren.

Die GEW Hessen setzt sich deshalb fur eine starkere Kooperation zwischen den Schu-
len ein, mit dem Ziel: ein hochwertiges, vielfaltiges aber auch regional ausgewogenes
Bildungsangebot in ganz Hessen zu gewahrleisten. Eine Hauptaufgabe der Staatlichen
Schulamter wird dabei sein, die Kooperation zwischen Schulen zu organisieren und zu
intensivieren und fiir einen gerechten Ausgleich zu sorgen. Personalvertretungen muis-
sen durch neue rechtliche Vorgaben und entsprechend notwendige Ressourcen in die
Lage versetzt werden, diesen Prozess zu begleiten.

Konkurrenz unter den Schulen, eine betriebswirtschaftliche Organisation und Ausrich-
tung von Schulen, eine Anbieterposition auf dem Bildungsmarkt und die damit begrin-
dete eigene Rechtsfahigkeit von Schulen lehnt die GEW Hessen ab.

Eine Aul3ensteuerung nach Vorstellung der GEW muss zur besonderen Unterstiitzung
von Schulen in sozialen Brennpunkten und von Schulen mit umfassendem Bildungsauf-
trag fuhren, Ungleiches muss ungleich behandelt werden. Um Benachteiligungen der
Bildungschancen auszugleichen, missen diese Schulen in Bezug auf séchliche, perso-
nelle und organisatorische Ausstattung besser ausgestattet sein als der Durchschnitt.
Ein Ganztagsbetrieb fur solche Schulen sollte selbstverstandlich sein.

Demokratische Verfasstheit anstatt betriebsformiger Organisation

Der hierarchischen betriebsformigen Organisation von Schulen stellt die GEW Hessen
das Modell der demokratisch verfassten Schule gegentber.

* Beschluss der Landesdelegiertenversammlung der GEW Hessen vom 27. — 29. 11. 2008




Demokratisch verfasste Schulen fallen alle grundsatzlichen Entscheidungen mit Aus-
nahme von Personalentscheidungen in Gremien, zu denen alle Padagoginnen und Pa-
dagogen, alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Schule, Vertretungen der Schiiler-
schaft und der Eltern Zugang haben. Fur die demokratische Verfasstheit gilt, dass Ent-
scheidungen dort geféllt werden, wo sie wirken. Fir ihre Binnensteuerung entwickeln
demokratisch verfasste Schulen entsprechende Verfahren, die insbesondere fiur die
Gremien gro3er Schulen mehr umfassen als Information, Beratung und Abstimmung im
Plenum. Entscheidungsprozesse in demokratisch verfassten Schulen sind transparent.
Die Verfassung einer demokratischen Schule muss die Entscheidungsrechte der Ge-
samtkonferenzen sichern und ausbauen.

Berufsethos anstatt Unterrichtsbeamter

Demokratisch verfasste Schulen brauchen Beschéftigte (Lehrkrafte, Sozialpddagogen,
Assistenten Hausmeister usw.), die sich nicht nur auf ihr Arbeitsgebiet (Unterricht, sozi-
alpadagogische Betreuung, usw.) und dessen nachstes Umfeld konzentrieren (Unter-
richtsbeamte), sondern engagierte Menschen mit einem ausgepragten Berufsethos.

Ein Selbstverstandnis von Lehrkraften und Schulleitungen als Fuhrungskrafte verbietet
sich.

Die GEW Hessen fuhrt eine Kampagne zum Berufsethos durch.

Kollegiale Schulleitung anstatt Schulmanager

Fur die GEW Hessen sind Schulleitungsmitglieder in demokratisch verfassten Schulen
.Erste unter Gleichen* mit besonderen Aufgaben. Sie nehmen ihre Aufgaben bewusst
und professionell wahr und bleiben vom eigenen Selbstverstandnis her Padagoginnen
und Padagogen. In demokratisch verfassten Schulen werden Schulleitungsmitglieder
von den zustandigen Gremien auf Zeit gewahlt und Funktionen kdnnen auf mehrere
Schultern verteilt werden.

Die GEW Hessen setzt sich fiir eine Anderung des Beamtenrechts im obigen Sinne ein.
Schulleitungstatigkeit ist kein eigener Beruf. Die GEW Hessen lehnt daher jegliche
Form von Berufsbildern fur Schulleitungstétigkeiten ab.

Padagogische Freiheit anstatt Schulinspektion und Referenzrahmen

Demokratisch verfasste Schulen erhalten einheitliche Rahmenbedingungen wie Rah-
men- oder Bildungsplane, schulgesetzliche Bestimmungen lber Berechtigungen und
Abschlusse, Verteilung von Kompetenzen bei der Gestaltung, Leitung und Aufsicht von
Schulen sowie der Verfassung von Schulen, schulrechtliche Bestimmungen, jugend-
hilfsrechtliche Vorgaben, Erlasse und Verwaltungsvorschriften usw..

,Demokratisch verfasste Schulen’ verfigen Uber erhebliche Handlungsspielrdume bei
padagogischen und schulorganisatorischen Fragen. So bestimmen sie Uber die Sozial-
organisation der Lerngruppen, die Rhythmisierung des Unterrichts, die Art des Feed-
backs an Schulerinnen und Schuler. Sie kdnnen sich entscheiden, bis einschlie3lich
Jahrgang 8 auf Zensuren zu verzichten. Sie kdnnen entscheiden, mit welchen Mal3-
nahmen sie Chancengleichheit und Inklusion, geschlechterbewusste und geschlechter-
gerechte Bildung, individuelle Forderung sowie Lebensplanung, Arbeitswelt- und Be-
rufsorientierung von Anfang an umsetzen. Die einzelne Schule entscheidet Uber ihr pa-
dagogisches Profil und die Fordermalinahmen nicht isoliert von anderen padagogi-
schen Einrichtungen in der Region. Sie sucht die konzeptionelle Vernetzung und findet
Wege der Gestaltung ihrer Angebote (sowohl der organisatorischen wie z. B. der Off-
nungszeiten als auch der inhaltlichen wie z. B. der Angebote fir besondere Zielgrup-
pen) im Gesamtkonzept der kommunalen Bildungsplanung.



In einer ,demokratisch verfassten Schule’ hat die ,Testeritis* sowie zentrale Abschluss-
prufungen nichts zu suchen. Das schmalspurige ,teaching to the test“ bzw. ,learning to
the test” muss auf allen Ebenen ausgeschlossen sein.

Fur die GEW Hessen ist die padagogischer Freiheiten der Lehrkréfte und der Schulen
eine Grundvorrausetzung fur eine demokratisch verfasste Schule. Diese evaluiert sich
selbst und bedienen sich bei Bedarf ,kritischer Freunde* fiir eine externe Evaluation.
Eine Zertifizierung von Schulen lehnt die GEW Hessen ab, da sie nur Sinn macht, wenn
Schulen auf dem Markt in Konkurrenz zueinander und zu privaten Anbietern stehen und
da sie mit Kosten verbunden ist, die besser in die Entwicklung der Schulen flieRen wiir-
den.

Bisherige Erfahrungen mit der Schulinspektion zeigen, dass kaum positive Wirkungen
der Inspektionen in den Schulen wahrgenommen werden und die Kosten dafir nicht
gering sind (Nach dem Landeshaushalt 2008 kostet eine Schulinspektion durchschnitt-
lich 15.398,58€). Hinzu kommt, dass weder die Konzeption der Schulinspektion und
noch viel weniger das Zustandekommen des Referenzrahmens demokratischen Spiel-
regeln gendgen. Die Schulinspektionen a la Hessen und der Referenzrahmen Schul-
qualitat werden von der GEW Hessen abgelehnt.

Verlassliche Ressourcen anstatt zusatzlicher Verwaltungstatigkeit

Die ersten Erfahrungen im Modellprojekt Selbstverantwortung plus haben gezeigt, dass
durch die Budgetierung der Schulen, der Verwaltungsaufwand dort immens gestiegen
ist. Fur die Abdeckung der Stundentafel brauchen die Schulen kein Budget, sondern
eine verlassliche Zuweisung von Stellen und somit von Unterrichtsstunden. Fir die Ab-
deckung der Stundentafel plus einer Reserve von 10% fir Vertretung, Férdermal3nah-
men usw. lehnt die GEW Hessen eine Budgetzuweisung ab.

Weiterhin fordert die GEW Stellenzuweisungen im ausreichenden Umfang fir Assisten-
zen und Schulsozialarbeit.

Uber die Verwendung der weiteren Mittel entscheidet die demokratisch verfasste Schu-
len in ihren Gremien.

Kleine Einheiten anstatt untberschaubarer Grof3systeme

,Demokratisch verfasste Schulen’ sind von der Grél3e her Gberschaubar. Der Zuschnitt
sollte so gestaltet sein, dass die Einheiten fur alle Beteiligten Giberschaubar und sozial
vertraglich bleiben. Besonders der Kommunikationsfluss muss unbehindert erfolgen
kdnnen, sei es im Rahmen formeller Beteiligungen (Konferenzen), sei es im Bereich
des informellen Austausches.

Schulaufsicht als Unterstlitzungssystem anstatt Kontrollinstanz

Die Schulaufsicht gangelt ,demokratisch verfasste Schulen’ nicht mit kleinlichen Verwal-
tungsvorschriften. Sie baut alle Reste bevormundender paternalistischer Kontrollattiti-
den ab und wird zu einer qualifizierten Begleitung fur Schul- und Qualitatsentwicklung.
Sie trifft die rechtsverbindlichen Entscheidungen Uber die Einstellung, Beftrderung,
Versetzung des padagogischen Personals und ist somit auch Ansprechpartner fir alle
Personalfragen. Die inhaltliche Entscheidung trifft die Schule auf Grundlage ihres in
demokratischen Diskurs entwickelten Personalentwicklungskonzepts in dafir vorgese-
henen, demokratisch legitimierten Gremien.

Die Rechte der Personalrate werden gewahrt und ausgebaut.



	Für eine demokratisch verfasste Schule
	Berufsethos anstatt Unterrichtsbeamter


